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Facetten der Gewalt 

(BS) Die erste Veranstaltung der neu-
en Reihe Polizeitage, die sich mit den 
verschiedenen Facetten der Gewalt 
beschäftigt und von der GdP in Zusam-
menarbeit mit der Zeitschrift Behörden 
Spiegel organisiert wird, fand in Ham-
burg statt, einer Zwei-Millionen-
Metropole, in der Gewalt gegen Polizei-
beamte am 1. Mai im Schanzenviertel, 
bei manchen Fußballspielen und an 
jedem Wochenende auf der Partymeile 
Reeperbahn zur traurigen Realität ge-
hörten. Der GdP-Bundesvorsitzende 
Konrad Freiberg stellte denn zu Beginn 
der Veranstaltungsreihe den Zusam-
menhang zwischen Gewalt sowie ge-
sellschafts- und sozialpolitischen Ver-
änderungen her. Gewalt habe nicht nur 
ihre Ursachen in der Veränderung der 
ökonomischen Rahmenbedingungen 
für weite Teile der Bevölkerung, son-
dern sie treffe auch auf eine durch 
Sparmaßnahmen im Öffentlichen 
Dienst und insbesondere bei der Polizei 
schwierige Situation. Die Dramatik der 
Gewalt besonders gegen Polizeibeam-
te und -beamtinnen habe erschrecken-
de Ausmaße angenommen, leider habe 
sich allerdings die Politik insgesamt 
diesem Thema in noch nicht umfassen-
dem Maße gestellt. In der Vergangen-
heit habe es einige Situationen, so 
auch in Hamburg, gegeben, wo man 
von Mordversuchen an Polizeibeamten 
sprechen muss, so Freiberg. Wirke 
man dieser neuen Dimension der Ge-
walt gegen Polizisten nicht entgegen, 
werde sich die Gewaltspirale weiterdre-
hen.                                    R. Uwe Proll 

(BS) Hamburgs Innensenator Christoph 
Ahlhaus eröffnete die Polizeitage in Ham-
burg zum Thema "Gewalt - eine zunehmen-
de Herausforderung für Politik, Polizei und 
Gesellschaft". Mit dem Behörden Spiegel 
sprach der Innensenator über den Drei-
klang dieses Themas: Gesellschaft, Politik 
und Polizei. 
 
Behörden Spiegel: Wird es, im Hinblick 
auf die Gewalt am 1. Mai, in Hamburg ein 
Bundesligaspiel geben? 
 
Ahlhaus: Wir führen momentan Gespräche 
mit den verschiedenen Organisationen des 
deutschen Fußballs. Ich bin sehr zuver-
sichtlich, dass wir hier eine Entzerrung vor-
nehmen können, die auch dem Anspruch 
an polizeiliche Arbeit gerecht wird. 
 
Behörden Spiegel: Sie haben gesagt, 
dass bei der Bekämpfung von Gewalt die 
Prävention bedeutend ist. Wie kann die 
Politik gerade bei Fußballspielen, bei 
denen Gewaltausschreitungen zu erwar-
ten sind,  mehr Prävention realisieren, 
als dies bisher möglich war? 
 
Ahlhaus: Schon jetzt leisten die Beteiligten 
gute Arbeit im Bereich der Prävention. Ich 
erinnere nur an die DFB-Kampagne "Wir 
gegen Gewalt“ und die hervorragende Ar-
beit szenekundiger Polizeibeamter. Auch 
gibt es bereits zahlreiche Fanprojekte der 
Vereine. Diese müssen unterstützt und aus-
gebaut werden. Mein Wunsch ist, dass wir 
zusammen mit allen Beteiligten ein Maß-
nahmenpaket aus Prävention und Repressi-
on schnüren.  
Die meist jugendlichen und alkoholisierten 
Täter müssen wissen, dass sie bestraft 
werden, wenn sie den Fußball für ihre Ge-
waltausbrüche missbrauchen. 
 
 
Behörden Spiegel: Aufgrund der Ereig-
nisse des 1. Mai in Berlin und im Ham-
burger Schanzenviertel haben Sie mit 
Ihrem Kollegen, Innensenator Dr. Ehr-
hart Körting in Berlin, ein Gespräch und 
auch eine Vereinbarung getroffen. Was 
beinhaltet diese konkret und was bedeu-
tet das für Ihre beiden Städte? 

Ahlhaus: Hamburg und Berlin, die beiden 
größten Städte in Deutschland, haben in 
den vergangenen Jahren ähnliche Erfah-
rungen mit der zunehmenden Gewalt von 
Links und Rechts gemacht. Da ist es sinn-
voll, dass man sich austauscht, dass die 
Fachleute voneinander lernen. Das Rad 
muss nicht immer wieder neu erfunden 
werden. Ich bin sehr froh, dass das ge-
meinsame Ziel, die Gewalt im Allgemeinen 
und gegen die Polizei im Besonderen er-
folgreich einzudämmen, nicht an parteipoli-
tischen Grenzen halt macht. 
 
Behörden Spiegel: Was kann die Innen-
ministerkonferenz in Zukunft dazu bei-
tragen, Gewalt einzudämmen? 
 
Ahlhaus: Das Wichtigste ist, dass die Poli-
tik ein klares Signal in die Gesellschaft aus-
sendet. Wir brauchen mehr Solidarität mit 
denjenigen, die tagtäglich ihren Kopf für die 
Menschen in unserem Land hinhalten müs-
sen. Unsere Polizisten, Feuerwehrleute 
und Rettungskräfte brauchen die uneinge-
schränkte Unterstützung aller demokrati-
schen Gruppen in Deutschland. Dafür müs-
sen die Innenminister von Bund und Län-
dern gemeinsam eintreten. Nur mit einem 
Mix aus Prävention, Überzeugungsarbeit 
und härteren Strafen kann es gelingen, 
diesen besorgniserregenden Trend zu 
stoppen. 

Ein Signal in die Gesellschaft geben 

Hamburgs Innensenator Christoph Ahl-
haus betonte den Dreiklang des Themas 
Gewalt: Gesellschaft, Politik und Polizei. 

Alle Fotos:BS/Einhaus 

Jetzt hier anmelden! 
  Die nächsten Polizeitage finden   
  am  8. Juni 2010 in München  
  zum Thema "Gewalt - eine  
  zunehmende Herausforderung für  
  Politik, Polizei und Gesellschaft"  
  statt.  
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"Das Ziel war es bereits mehrfach, Polizisten zu töten" 
(BS) Seit den Mai-Krawallen 
des vergangenen Jahres ist die 
zunehmende, und zunehmend 
brutaler werdende Gewalt ge-
gen Polizeibeamte im Zentrum 
der politischen und polizeilichen 
Diskussion in Deutschland. Der 
Behörden Spiegel sprach mit 
Konrad Freiberg, Bundesvorsit-
zender der Gewerkschaft der 
Polizei (GdP) über dieses ge-
samtgesellschaftliche Problem.  
 
Behörden Spiegel: Was ist 
gegen die um sich greifende 
Gewalt in der Gesellschaft zu 
tun? 
 
Freiberg: Es würde jetzt hier zu 
weit führen, all das zu erwäh-
nen, was sich gesellschaftlich 
ändern muss. Betrachtet man 
nur die Polizei, so müssen wir 
das Thema Gewalt besser bei 
der Ausbildung berücksichtigen, 
wir brauchen auch eine sicher-
lich bessere Ausstattung und 
wir brauchen eine Forschung, 
die sich mit den Gewalterfah-
rungen der Polizisten beschäf-
tigt. Wir brauchen diese For-
schung deswegen, damit wir 
hinterher anhand der Ergebnis-
se eine Verbesserung der Für-
sorge anstreben können.  
Wichtige Aspekte sind natürlich 
auch die juristische Strafverfol-
gung, an deren Ende eine Stra-
fe stehen muss. Hier muss sich 
etwas Grundsätzliches ändern, 
denn es ist ein wichtiges Signal 
in der Gesellschaft, dass wenn 
der Staat und Polizisten ange-
griffen werden auch Sanktionen 
erfolgen. 
Da ist nicht nur Polizei, Justiz 
und Politik gefordert. Die Ge-
sellschaft insgesamt hat aber 
hier ihre Aufgaben auch zu erle-
digen, denn ein dramatischer 
Wandel hat sich in den letzten 
Jahren eingestellt. Große Teile 
der Gesellschaft sind staats-
fern, werden gar nicht mehr von 
unserer Politik, unseren Werten 
und Gesetzen erreicht.  
Da muss dringend ein Umden-
kungsprozess einsetzen, der 
Integration zum Ziel hat. Wir 

müssen das Ruder rumreißen 
und die Gesellschaft umsteu-
ern! 
 
Behörden Spiegel: Sie for-
dern konkret eine Verschär-
fung des Strafgesetzbuches. 
Was soll das bringen? 
 
Freiberg: Wir fordern eine Ver-
schärfung des Strafgesetzbu-
ches, konkret einen Paragra-
phen 115, der tätliche Angriffe 
auf Polizisten unter Strafe stellt. 
Wir fordern eine Mindeststrafe, 
dass deutlich wird, dass wer 
hier angeklagt wird nicht ohne 
Strafe wegkommt. Der jetzige 
Paragraph 113 StGB, der den 
sogenannten Widerstand gegen 
Vollstreckungsbeamte ahndet, 
also gegen Polizisten, Steuer-
berater, Zöllner usw. hat Lü-
cken. Er verwendet erstens den 
verkehrten Begriff Widerstand, 
viele Jugendliche sehen das 
Wort positiv. Das zweite ist, 
dass ein Polizist nur dann durch 
diesen Paragraphen geschützt 
ist, wenn er eine Vollstre-
ckungshandlung ausführt.  
Ein Polizist, der bei der De-
monstration in einer Reihe steht 
und von einem Stein getroffen 
wird, für den gilt der Paragraph 
113 nicht. Und deswegen muss 
man hier eine Veränderung 
herbeiführen. Wir müssen hier 

Signale in Richtung Gewalttäter 
setzen. Ich halte es persönlich 
auch für völlig falsch, wie es bei 
manchen Parteien derzeit ge-
schieht, zwischen guter Gewalt 
gegen Rechts und anderer Ge-
walt zu unterscheiden. Wir 
brauchen eine moralische 
Grenzziehung gegenüber jeder 
Gewalt. 
 
Behörden Spiegel: Sie for-
dern in dem dann neuen Pa-
ragraphen 115 StGB eine Min-
deststrafe. Wie hoch soll die 
sein? 
 
Freiberg: Die Strafe sollte von 
mindestens drei Monaten bis zu 
fünf Jahren gehen. Das ist der 
Entscheidungsbereich, der dem 
Gericht dann zur Verfügung 
steht. Wichtig dabei ist aller-
dings, dass eine Gewalttat im-
mer eine Konsequenz haben 
muss. Schnelligkeit des Urteils 
und Härte ist ein weiteres The-
ma. 
 
Behörden Spiegel: Mit einer 
solchen abschreckenden 
Mindeststrafe erreicht man 
doch eher Gelegenheitstäter, 
die sogenannten Intensivtäter 
sammeln solcherlei Strafen ja 
geradezu. Der neue Para-
graph hätte also nur eine be-
dingte Wirkung? 

 
Freiberg: Ja natürlich, aber 
jede strafrechtliche Norm wirkt 
nur dann abschreckend, wenn 
die potenziellen Straftäter sie 
erkennen und auch den Sinn 
begreifen.  
Gewisse Täter, also insbeson-
dere die Intensivtäter, aber 
auch solche, die bis zur Betäu-
bung Alkohol getrunken haben, 
wird man von einer Gewalttat 
wahrscheinlich mit Strafandro-
hungen nicht abhalten können. 
Wichtig sind dann hier andere 
gesellschaftliche Maßnahmen 
und auch die Reduzierung des 
Alkoholkonsums in der Öffent-
lichkeit. 
 
Behörden Spiegel: Ist das 
Phänomen der grundlosen, 
also Anlass unabhängigen 
Gewalt gegen Polizeibeamte 
auf die großen deutschen 
Metropolen, vor allem eben 
Berlin und Hamburg be-
schränkt, oder gibt es das 
auch in Kleinstädten und auf 
dem Land? 
 
Freiberg: Das gibt es mittler-
weile überall. Natürlich in den 
Großstädten ist die Gewalt aus-
geprägter. Doch selbst in klei-
neren Städten, so beim be-
rühmten Spiel Halle gegen 
Magdeburg kam es ja zu einem 
Mordversuch an Polizisten. Da 
haben Fußballfans eine Gruppe 
von Polizisten in einen Hinter-
halt gelockt und anschließend 
mit einem vorbereiteten Steine-
lager aus Müllcontainern die 
Beamten versucht umzubrin-
gen.  
Es flogen Feuerlöscher, Molo-
tov-Cocktails und Pfefferspray 
seitens der Demonstranten. 
Das hat sich alles nicht in einer 
Metropole ereignet. Gewalt ist 
ein flächendeckendes Problem 
geworden, besonders die Ge-
walt gegen Polizisten. Man 
kann bisher wirklich von Glück 
reden, dass niemand zu Tode 
gekommen ist. Das Ziel war es 
bereits mehrfach Kollegen zu 
töten. 

Konrad Freiberg, Bundesvorsitzender der Gewerkschaft der Poli-
zei (GdP) eröffnete die Polizeitage von GdP und Behörden Spie-
gel in Hamburg 

Weitere Polizeitage folgen! 
(BS) Gewalt gegen Polizeibeamte, sei es am 1. Mai im Hambur-
ger Schanzenviertel, bei manchen Fußballspielen und an Party-
Wochenende gehören mittlerweile zum traurigen Alltag.  
Die Polizeitage 2010 widmen sich aber auch anderen Brenn-
punktthemen wie der Cyber Crime (Hannover) als Bedrohung für 

die moderne Informationsgesellschaft oder der Polizei der Zu-
kunft (Ausrüstung und Ausstattung) in Düsseldorf. Eine Ab-
schlussveranstaltung findet in Berlin statt.  
Für Interessierte Firmen, die an der Reihe "Polizeitage 2010" 
mitwirken wollen, stehen Helga Woll und Martin Jung für weitere 
Informationen zur Verfügung: helga.woll@behoerdenspiegel.de  
oder martin.jung@behoerdenspiegel.de 
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Eine "Kultur des Hinsehens" von der Politik gefordert 
(BS) Mit einem Dank an die 
Veranstalter – GdP und Behör-
den Spiegel – für das innenpoli-
tische Thema Nummer eins: 
"Gewalt – eine Herausforderung 
für Politik, Polizei und Gesell-
schaft" eröffnete am vergangen 
Freitag der Innensenator Ham-
burgs und derzeitige Vorsitzen-
de der Innenministerkonferenz 
(IMK) Christoph Ahlhaus den 
ersten von insgesamt fünf ge-
planten Polizeitagen 2010.  
Zur Prämiere in Hamburg be-
tonte Ahlhaus die Notwendig-
keit des Dreiklangs, den das 
gesetzte Thema aufgebe. Der 
Innensenator sagte, dass es 
nicht nur ein politisches Thema 
ist Gewalt einzudämmen, son-
dern ein Thema von Gesell-
schaft und Familie.  
Dennoch sei die Politik drin-
gend gefordert zu einer "Kultur 
des Hinsehens", so der Sena-
tor, zu kommen. Es müssten 
auch durch staatliche Institutio-
nen wie der Schule wieder Nor-
men vermittelt werden, die im 
sozialen Umgang akzeptiert 
würden. Auch müssten Strafen 
erhöht werden, so wie es die 

GdP mit der Änderung des Pa-
ragraphen 115 im Strafgesetz-
buch fordere. 
 
Der Staat in Gefahr 
Die neueste Polizeiliche Krimi-
nalstatistik (PKS) in Hamburg 
zeige zwar keine deutliche Zu-
nahme der Kriminalität insge-
samt, doch einen Anstieg der 
Gewaltkriminalität um 8,2 Pro-
zent. 2008 habe es ein gering-
fügiges Zurück bei Gewalttaten 
in der Statistik gegeben, an-
sonsten kletterten die Zahlen 
seit 15 Jahren nach oben. Dies 
liege nicht nur an der Steige-
rung der Anzeigebereitschaft 
der Bürger, sondern auch an 
einer gesellschaftlichen Situati-
on, in der Gewalt immer mehr 
akzeptiert würde. "Der Staat 
gerät in Gefahr", so Ahlhaus 
weiter, wenn Polizisten in Uni-
form als Vertreter des Staates 
angegriffen würden und ohne 
Vorliegen einer konkreten Aus-
einandersetzung Gewalt ange-
wendet würde. 
 
Gewalt bei Fußballspielen 
Ein Thema war am Vorabend 

des Hamburger Polizeitages die 
Gewalt am Rande von Fußball-
spielen: HSV gegen Anderlecht. 
"Wo viele Fußballfans sind, ist 
meistens auch viel Polizei not-
wendig", so der Senator. In den 
Stadien sei mittlerweile weitest-
gehend Ruhe eingekehrt, doch 
die An- und Abreisewege wür-
den meist von Ultras genutzt, 
sich zu prügeln. Die Vereine 
seien hier deutlich mehr gefor-
dert als bisher und es könne 
nicht sein, dass Wirtschaftsun-
ternehmen, wie eben auch Fuß-
ballvereine, Gewinne machten, 
die sie dann in Stadionrenovie-
rungen steckten, ohne die not-
wendigen Sicherheitsvorkeh-
rungen finanzieren zu wollen. 
Die Polizei sei "nicht als leben-
dige Mauer zwischen den Fan-
blocks" einzusetzen.  
 
Anzeigepflicht 
Der Hamburger Senat hat sich 
dem Thema Gewalt an Schulen 
in jüngster Vergangenheit be-
sonders gewidmet. So gebe es 
eine Anzeigepflicht für Lehrer 
und Schulleitungen bei Gewalt-
taten an ihren Einrichtungen, es 

gebe vermehrt wieder Unter-
richtseinheiten, die von Polizei-
beamten durchgeführt würden, 
es gebe Runde Tische und eine 
"Sondereinheit" Cop4you. Der 
Senator wies auf eine IMK-
Studie hin, nach der untersuch-
te Straftäter im Alter von 13 bis 
30 Jahren nur zu 16 Prozent 
tatsächlich für ihre Taten verur-
teilt würden.  
 
Notwendige Prävention 
Dies sei ein unhaltbarer Zu-
stand und man müsse auch die 
Justiz daran erinnern, dass die 
Erfahrung mit einer Strafe im-
mer hilfreich zur Verhinderung 
einer kriminellen Karriere sei. 
"Die notwendige Präventionsar-
beit muss mit Blick auf die Ge-
walt in der Gesellschaft intensi-
viert werden. Niemals dürfen 
wir der Gewalt mit Gleichgültig-
keit, trotz der professionellen 
Distanz, die auch die Polizeiar-
beit erfordert, begegnen." Wirt-
schaft, Vereine, Familien und 
Schule – alle Institutionen der 
Gesellschaft müssten sich in 
einer Koalition zur Gewaltprä-
vention wieder finden. 

 Innovationsgeist 
(BS) Bei 3M Deutschland nutzen knapp 5.000 Mitarbeiter ihr 
Know-How und über 40 Technologie-Plattformen, um ständig 
neue und innovative Produkte zu entwickeln. Produkte und Lö-
sungen der 3M leisten täglich in unterschiedlichsten Bereichen 
einen Beitrag zum Erfolg unserer Kunden. 
 
Starke Marken 
Starke Marken spiegeln den Erfindungsreichtum und die Qualität 
der Leistungen von 3M wider: Scotch®, Post-it®, Scotchgard™, 
Thinsulate™, Scotch-Brite™, Filtrete™, Command™ und Vikui-
ti™ - starke Namen, denen Sie vertrauen können. 
 
Stets zu Ihren Diensten 
Wirtschaftlichkeit, Zuverlässigkeit und Bedienungskomfort – das 
sind die Anforderungen, die die Materialien für das Aufgabenge-
biet der inneren Sicherheit in hohem Maße erfüllen müssen.  
3M hilft Ihnen, … 
• Pandemievorsorge und wirtschaftliche Budget-Nutzung sinn-

voll zu verbinden, 
• Den empfindlichen Hörsinn Ihrer Einsatzkräfte mit PeltorTM 

Kommunikationslösungen vor irreversiblen Gehörschäden zu 
schützen, 

• Ihre Einsatzkräfte in kritischen Situationen sichtbar zu ma-
chen. 

 
Was können wir für Sie tun?  

3M Deutschland GmbH 
Government Markets 
Behörden und Bundeswehr 
Carl-Schurz-Straße 1,  
D-41453 Neuss 
 

Tel.: +49 - (0)2131 - 142441 
Fax. +49 -(0)2131 - 1412 24 41 
 
E-mail: Behoerden@mmm.com 
Internet: www.3M-Behoerden.de 
 

 Rundum Schutz für den Einsatz 
(BS) Als öffentlicher Arbeitge-
ber müsse man insbesondere 
die Einsatzkräfte im operativen 
Dienst so gut es ginge schüt-
zen und seiner Fürsorgepflicht 
nachkommen, sagte Götz 
Stamm von der 3M Deutsch-
land GmbH.  
3M biete deshalb Lösungen für 
die bessere Sichtbarkeit von 
Polizisten im Straßenverkehr, 
für den Schutz vor lautem Im-
pulslärm sowie vor Wurfge-
schossen gegen Fahrzeuge 
und Gebäude. Ein vorsorgli-
ches Pandemie-Konzept sei 
darüber hinaus in Krisenzeiten 
für die Aufrechterhaltung des 
Dienstes wichtig und kosten-
sparend.  
Man könne zwar die Gefahr, 
die durch Fahrzeuge mit zu 
hoher Geschwindigkeit ausgin-
gen, nicht beeinflussen, aber 
man könne sich als Polizist in 
der Dunkelheit selbst besser 
sichtbar machen.   
Ohne Leuchtmaterial auf der 
Kleidung könnten Personen im 
Dunkeln höchstens 30 Meter im 
Voraus, zuweilen gar nicht ge-
sehen werden. Polizisten mit 

Leuchtma-
terial hinge-
gen, seien 
je nach 
Qualität der  
Reflektoren 
bis zu 160 
Meter weit 
sichtbar – 
und ent-
sprechend 
besser vor 
Kollisionen 
geschützt.  
"Man muss 
mindestens 
genauso gut leuchten, wie die 
Lichter drum herum", sagte 
Stamm.    
Weil in Zeiten von schlanken 
Produktionsprozessen bei Un-
ternehmen kaum mehr größere 
Lagerbestände zur Verfügung 
stünden, seien Lieferengpässe 
in Krisenzeiten auch künftig 
absehbar.  
Für außergewöhnliche Ereig-
nisse wie einer  Pandemie 
müsse man deshalb als wichti-
ge öffentliche Institution ein 
Konzept bereit halten, sagte 
Stamm.  

Götz Stamm, 3M, 
stellte persönliche 
Schutzkomponen-
ten für Polizeibe-
amte vor.  
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(BS) Als Kleinstaaterei bezeich-
nete Dr. Andreas Dressel, In-
nenpolitischer Sprecher der 
SPD-Fraktion in der Hamburger 
Bürgerschaft, den Umstand, 
dass von 16 nur zehn Bundes-
ländern bei der geplanten Be-
fragung von Polizeibeamten 
durch das niedersächsische 
Kriminologische Forschungsin-
stitut (KFN) sich beteiligen.  
"Wir erhalten einen Datenfli-
ckenteppich", so Dressel, was 
auch im Sinne der Fürsorge-
pflicht aus Sicht der Polizei 
nicht sinnvoll sei. 
Der Innenpolitische Sprecher 
der SPD in Hamburg kritisierte 
aber auch die Justiz. Es gäbe 
zu häufig Verfahrenseinstellun-
gen nach Übergriffen auf Poli-
zeibeamte. Natürlich seien 
Richter unabhängig, die sei ein 
fundamentales Staatsprinzip. 
Aber die Rechtssprechung kön-
ne sich nicht außerhalb jeder 
gesellschaftlichen Diskussion 
stellen.  
Es könne nicht sein, dass Ver-
fahren gegen Steinewerfer bei 
jährlich wiederkehrenden E-
vents, bei denen es zu Gewalt-
exzessen komme, zu lange 
verschleppt würden. So seien 
auch in diesem Jahr am 1. Mai 
im Hamburger Schanzenviertel 
Täter wieder aufgefallen, die 
bereits im Vorjahr nach der 
Veranstaltung trotz eines einge-
leiteten Strafverfahrens noch 
keinen Richter zu Gesicht be-
kommen hätten.  
Die Diskussion um Jugendge-
walt müsse aber nicht in erster 
Linie im Zusammenhang mit 
der Polizei geführt werden, son-
dern man müsse den Blick auf 
Erziehung, Schule und Familie 
legen.  
"Wer hier nicht rechtzeitig rich-
tig investiert, wird ein vielfaches 
an gesellschaftlichen und sozi-
alpolitischen Reparaturkosten 
bezahlen müssen", so Dr. Dres-
sel weiter. Aus Sicht des SPD-
Mitglieds der Hamburger Bür-

gerschaft seien vor allem zwei 
Punkte im Bereich der Jugend-
gewalt ausschlaggebend, näm-
lich die zwei Tatmittel Waffen 
und Alkohol. Gewalt eskaliere 
immer dann, wenn Waffen ver-
fügbar seien. In der Vergangen-
heit habe es immer wieder eine 
Eskalierung der Auseinander-
setzungen dann gegeben, wenn 
ein Messer oder andere gefähr-
liche Werkzeuge eingesetzt 
werden konnten. Besonders ein 
Jahr nach Winnenden müsse 
eine gemischte Bilanz gezogen 
werden, denn die Verschärfung 
des Waffenrechts sei nur eine 
Facette der Präventions- und 
Aufklärungsarbeit. Es sei aber  
überhaupt nicht genug Personal 
in den Waffendienststellen, die 
das neue Waffenrecht auch 
umsetzen und durchsetzen 
könnten.  
Was nützten verdachtsunab-
hängige Waffenaufbewahrungs-
kontrollen, wenn sie mangels 
Personal durch Waffenbesitzer 
nicht gefürchtet werden müs-
sen. Zudem sei die Waffen-
rechtsnovelle aufgrund der 
stattgefundenen Bundestags-
wahl nur der kleinste gemeinsa-

me Nenner gewesen, den die 
Große Koalition seinerzeit ver-
abschieden konnte. Er unter-
stütze die Initiative des Bundes-
präsidenten, der gefordert ha-
be, das Thema noch einmal zu 
diskutieren. Es sei falsch, dass 
neue Waffenrecht als unzumut-
bare Belastung für Waffenbesit-
zer zu interpretieren. 
"Der Konsum von Alkohol ist bei 
der Begehung von Gewaltende-
likten durch junge Menschen 
das zweite Thema von Bedeu-
tung", so Dr. Dressel.  
"Während in den Jahren 
2002/2003 hamburgweit knapp 
25 Prozent der Gewaltdelikte 
unter Alkoholeinfluss verübt 
wurden, ist es mittlerweile jedes 
Dritte Gewaltdelikt, bei den De-
likten der Straßengewalt sind es 
sogar 42 Prozent. Im Gefahren-
gebiet St. Pauli gibt es noch 
häufiger Anhaltspunkte, dass 
Tatverdächtige von Körperver-
letzungs- und Gewaltdelikten 
alkoholisiert waren.  
Daher sei mit Blick besonders 
auf Niedersachsen auch für 
Hamburg zu fordern, dass das 
Entdeckungsrisiko für verant-
wortungslose Wirte und Laden-

besitzer viel zu gering sei. Die-
sen könne man durch qualifi-
zierte Testkäufer-Programme 
entgegnen. Niedersachsen ha-
be dies vorgemacht. So konn-
ten die jungen Testkäufer im 
ersten Jahr des Programms bei 
rund 55 Prozent der Verkaufs-
stellen Alkohol erwerben, ein 
Jahr danach seien es nur noch 
41 Prozent gewesen. Insge-
samt habe es 2009 fast 3.000 
Alkoholtestkäufe in Niedersach-
sen gegeben. 730 Bußgelder in 
Höhe von 500 bis 3.000 Euro 
seien belegt worden.  
Man könne qualifizierte Test-
käufer insbesondere in Gestalt 
von Anwärtern aus den Polizei-
dienst gewinnen. Der Jugend-
schutz müsse verstärkt als 
Gewaltprävention in Betrach-
tung gezogen werden. Ganz 
besonders kritisierte Dressel die 
Zugänglichkeit des Alkohols vor 
allem nachts.  
Durch die Liberalisierung des 
Ladenschlussrechts seien alle 
Dämme gebrochen worden. In 
rauen Mengen würde bei Dis-
countern und in Szenestadttei-
len harter Alkohol zu Billigst-
preisen herangeschafft. "Das 
wirkt bei Brandbeschleuniger in 
den Gewaltbrennpunkten einer 
Stadt", so der SPD-Ab-
geordnete. Außerdem müsse 
man die Szene-Locations stär-
ker in die Pflicht nehmen. 
Alle Bemühungen gegen Ju-
gendgewalt würden konterka-
riert, wenn die Strafe nicht auf 
dem Fuße folge. Über verbindli-
che Verfahrensleitlinien zwi-
schen Staatsanwaltschaft und 
Gerichten müsse Sorge getra-
gen werden, dass das verein-
fachte Jugendverfahren nach 
§§ 76ff.JGG bzw. das beschleu-
nigte Verfahren nach §§ 
417ff.StPO wesentlich intensi-
ver in geeigneten Fällen zur 
Anwendung kommen. Man 
brauche das Jugendverfahren 
gar nicht zu verschärfen, man 
müsse es nur anwenden. 
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Jugendrecht konsequent anwenden 

Forderte Alkohol-Test-Käufe, um die Abgabe an Minderjährige zu 
unterbinden: Dr. Andreas Dressel, Innenpolitischer Sprecher der 
SPD-Fraktion in Hamburg.                                         
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(BS) "Wo liegt das Epizentrum 
der Gewalt? In der Familie? In 
der Schule? …", fragte Uwe 
Koßel, Vorsitzender der GdP 
Hamburg. Er plädierte – auch 
wenn sich die Frage nach dem 
Epizentrum letztlich nicht genau 
klären lasse – für eine Präsenz-
pflicht im Kindergarten. Es sei 
der falsche Weg Eltern 125 
Euro für die Nichtinanspruch-
nahme eines Kindergartenplat-
zes zu zahlen. Für die geistige 
und auch besonders die gewalt-
präventive Entwicklung der Kin-
der sei die soziale Gruppe not-
wendig.  
Heute sei es an Grundschulen 
montags erst einmal zwei bis 
drei Stunden notwendig Ag-
gressionen bei den Kindern 
abzubauen, die diese am Wo-
chenende in ihrer familiären 
Situation aufgestaut hätten. 
Auch sei dem Senat dringend 
geraten die Verletzung der 
Schulpflicht nicht nur zu kontrol-
lieren, sondern auch zu sanktio-
nieren. Die Ersatzfamilien, der 
Fanclub oder die Gang, hätten 

zunehmend schlechten Einfluss 
auf die Entwicklung der Jugend-
lichen. Kämen noch Arbeitslo-
sigkeit oder schlecht bezahlte 
Arbeit hinzu, würden die durch 
Fernsehen und Werbung ge-
weckten Konsumwünsche nicht 
befriedigt, seien Karrieren mit 
Alkohol und Drogen und letzt-
lich Gewalt angelegt. 
Die Gewalt sei aber kein aus-
schließliches Phänomen sozial 
schwieriger Schichten, sondern 
es gebe auch die sogenannte 
"Wohlstandsverwahrlosung".  
Nach Ausschreitungen gäbe es 
in Hamburg schon mal das 
Phänomen, dass auch gut be-
tuchte Eltern ihre Kinder, die in 
Polizeigewahrsam säßen, gar 
nicht abholen wollten, weil sie 
befürchteten, dass ihr alkoholi-
sierter Nachwuchs auch ihnen 
gegenüber Gewalt anwende. 
Koßel nannte auch erste Lö-
sungsansätze, so z.B. ein Ver-
kaufsverbot für Alkohol nach 22 
Uhr. Es wäre nicht einzusehen, 
dass an Hamburger Bahnhöfen 
rund um die Uhr Alkohol ver-

kauft werden könne. Auch 
solle der Verzehr von Alko-
hol in öffentlichen Verkehrs-
mitteln untersagt werden. 
Ein ganz heißes Eisen sei, 
so Koßel weiter, die Ge-
walt, die von Menschen 
anderer Kulturen ausgehe. 
Als Beispiel nannte er russi-
sche Familien, in denen 
nicht nur der Alkohol eine 
besonders große Rolle 
spiele, sondern die auch 
durch einen "Männ-
lichkeitskult" geprägt seien, 
der mit dem in Deutschland 
geübten Wertesystem nicht 
harmonisiere. Dies gelte 
auch für islamische Famili-
en, wo besonders das Ver-
hältnis Mann-Frau ein gänzlich 
anderes sei als in deutschen 
Familien.  
Er erlebe im Polizeialltag dann 
eine besonders hohe Aggressi-
vität bei ausländischen Mitbür-
gern, die – selbst wenn sie ei-
nen deutschen Personalaus-
weis besäßen – bei einer Kon-
trolle sich darüber beschwerten, 

dass diese nur deswegen statt-
finde, weil sie "eben Ausländer" 
seien.  
Wenig hilfreich sei dabei die 
"Gutmenschenmentalität" man-
cher Politiker, die bei Auseinan-
dersetzungen zwischen Polizei 
und ausländischen Mitbürgern 
immer die Schuld bei den staat-
lichen Kräften suchen würden. 
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Die Studie: Gewalt gegen Polizeibeamte 

(BS) Über keine Studie ist in 
den letzten Monaten so intensiv 
öffentlich diskutiert worden wie 
über das Vorhaben des Krimi-
nologischen Forschungsinstituts 
Niedersachsen (KFN). Die Stu-
die besteht aus einem qualitati-
ven (Einzelinterviews) und ei-
nem quantitativen (Fragebogen) 
Teil. Dipl.-Psych. Bettina Ziet-
low, betonte die Notwendigkeit 
neben der Fragebogenaktion 
auch in Einzelinterviews die 
Gewalterfahrung von Polizeibe-
amten und -beamtinnen zu er-
forschen.  
Mitunter sei ein Anspucken im 
öffentlichen Raum eine dramati-
schere Gewalterfahrung, als die 
Teilnahme bei einem Einsatz 
am 1. Mai im Hamburger 
Schanzenviertel, bei der brutale 
körperliche Gewalt gegen Poli-
zeibeamte ausgeübt würde. 
Aufgrund ihrer ersten Gesprä-
che habe sie auch die Erfah-
rung gemacht, dass nach einem 
Gewalterlebnis, das zur vorü-
bergehender Dienstunfähigkeit 
bei Polizisten geführt habe, der 
entstandene Gewalt-Eindruck 
mitunter durch das Verhalten 
des Dienstherrn im Nachhinein 

noch übertroffen würde. 
"Mitunter nimmt die Anerken-
nung eines Dienstunfalls durch 
das Verhalten des Dienstherrn 
bzw. durch die Notwendigkeit, 
zahlreiche Anträge und Schrei-
ben zu verfassen, breiteren 
Platz als die Gewalterfahrung 
selbst ein. Es wird eine zusätzli-
che Belastung und die eventu-
elle Auseinandersetzung mit 
dem Dienstherrn nimmt immer 
mehr Raum auch in der Nach-
bearbeitung der Gewalterfah-

rung ein", so Zietlow. 
Dipl.-Psych. Karoline 
Ellrich schilderte ihre 
Sicht der öffentlichen 
Diskussion um den von 
ihr mit entworfenen 
Fragebogen, der von 
den Polizeibeamten 
und -beam-tinnen der 
10 teilnehmenden Län-
der am Forschungspro-
jekt freiwillig beantwor-
tet werden kann.  
Die öffentliche Ausei-
nandersetzung habe 
sich um die psychologi-
schen Fragen nach der 
Gewalterfahrung in der 
Kindheit gedreht.  

"Leider sind wir hier gescheitert 
und mussten diese Fragen 
streichen. Wir werden also hier-
zu auch keine Ergebnisse vorle-
gen können", so Ellrich weiter. 
Es habe nie einen Anlass gege-
ben den Vorwurf gegen das 
niedersächsische Institut zu 
erheben, hier sollte das Täter-
Opfer-Verhältnis umgedreht 
werden. Aus psychologischer 
Sicht allerdings sei die Untersu-
chung der Gewalterfahrungen 
jedoch auch mit Blick auf die 

individuelle Disposition des 
angegriffenen Polizisten in einer 
jeweiligen Situation notwendig. 
Zwei Drittel aller Übergriffe er-
folgten im Streifendienst und 
nicht bei gewalttätigen Ausei-
nandersetzungen wie am 1. Mai 
in Berlin oder im Hamburger 
Schanzenviertel.  
Das bedeute, dass diese Ge-
walttätigkeiten in der Mehrzahl 
in unmittelbarer Interaktion er-
folgten. Polizisten beeinflussten 
in dieser Situation durch ihr 
eigenes Verhalten, dem eine 
individuelle Erfahrung zugrunde 
liege, die Handlungsabläufe. 
Und es wäre interessant und 
wichtig gerade hier den Einfluss 
des handelnden Polizisten auf 
den weiteren Verlauf der mögli-
cherweise gewalttätigen Inter-
aktion zu beleuchten. Zu den 
Gründen müssten allerdings 
nicht nur individuelle Vorerfah-
rungen gehören, sondern es 
könnte auch die dienstliche 
Überlastung als Ursache für 
Verhalten gesehen werden. 
Absicht sei zur Frühjahrs-IMK 
die ersten Ergebnisse der Stu-
die vorzulegen und öffentlich zu 
präsentieren. 

Vom Tsunami der Gewalt sprach 
Uwe Kossel, Vorsitzender der GdP 
Hamburg. 

Die Studie zur Gewalt gegen Polizeibe-
amte nahmen die Psychologinnen vom 
Kriminologischen Forschungsinstitut 
Niedersachsen, Karoline Ellrich und Bet-
tina Zietlow, vor. 

Tsunami der Gewalt: Wo liegt das Epizentrum? 
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Gewalt beim Fußball-Spiel: Hertha-Ultras schlagen zu 
(BS) Berlin, Samstagnachmit-
tag, Olympia-Stadion: Nach 
dem Hertha BSC vor einer Re-
kordkulisse im heimischen    
Olympia-Stadion gegen den 1. 
FC Nürnberg mit 1:2 verlor, sind 
die Chancen zum Klassenerhalt 
in der 1. Liga fast gänzlich ver-
spielt.  
Als dann um 17.21 Uhr der 
Schiedsrichter Knut Kircher das 
Spiel abpfiff, kam es in der Ost-
kurve zu ersten Wutausbrüchen 
unter den Berliner Ultras. Erst 
flogen Pappbecher, Fahnen 
und Plakate auf die das Spiel-
feld umrandende Laufbahn, 
dann Feuerzeuge.  
60 Ordner formieren sich vor 
der Ostkurve, doch bereits sind 
die ersten Chaoten vermummt 
mit Schals und Kapuze über 
den zwei Meter breiten Graben, 
der die Ränge vom Innenraum 

trennt, gesprungen.  
Es werden immer mehr, die 
teilweise mit Holzstangen be-
waffnet sind. Ein Randalierer 
hat sogar ein Eisenrohr in der 
Hand, das er aus der Befesti-
gung für die Sitze gerissen ha-
ben soll. Bereits um 17.27 Uhr 
ist die Gruppe auf 100 Ultras 
angewachsen. Sie stürmen auf 
den Kabineneingang, in den 
sich die Berliner Spieler bereits 
zurückgezogen haben. Lob kam 
für die Ordner, die um zu 
deeskalieren den Weg frei 
machten.  
Die Nürnberger Spieler, die 
noch mit ihren Fans den Sieg 
feierten, konnten in letzter Mi-
nute in Richtung Tunnel ver-
schwinden. Die Ordner ver-
schlossen die Türen und das 
sogenannte Marathon-Tor öff-
nete sich: Bereitschaftspolizei 

mit voller Schutzausrüstung 
betrat die Szene. Die Ultras 
flüchten daraufhin zurück in die 
Ostkurve, als sie die Staats-
macht sahen. Doch immerhin 
werden bei der Festnahme von 
30 Randalierern vier Polizisten 
trotz Ausrüstung verletzt. Um 
weitere Randalierer zu identifi-
zieren, werden die Überwa-
chungsvideos ausgewertet. 
Zwei Polizeihubschrauber krei-
sen noch für längere Zeit über 
dem Olympia-Stadion und den 

Abreisewegen. Die Geschäfts-
stelle des Fußballclubs Hertha 
wird mit fünf Mannschaftswa-
gen bewacht.  
Als sicher gilt, dass die DFL 
den Berliner Verein bestrafen 
wird, günstigstenfalls mit einer 
Verwarnung, schlimmstenfalls 
mit einer Platzsperre.  
Der Verlauf der Ereignisse hätte 
für Ordner, sowohl Berliner wie 
Nürnberger Spieler allerdings 
auch weniger glimpflich ausge-
hen können. 

(BS) Eine grundlegende Frage 
in der Diskussion über zuneh-
mende Gewalttaten sei es, wie 
man mit dem exzessiven Alko-
holkonsum umgehe, der viele 
Gewaltausbrüche erst ermögli-
che. Wie lässt sich dieser bes-
ser unterbinden und wie muss 
man damit umgehen, fragte 
Konrad Freiberg.  
Tatsächlich habe sich die heuti-
ge Kultur des Ausgehens 
grundlegend geändert, der 
Hamburger Polizei-Vizeprä-
sident, Reinhard Fallak. Vor 
allem Jugendliche gingen viel 
später in die Kneipen und Dis-
kotheken und feierten auch 
entsprechend länger – zum Teil 
bis in die späten Morgenstun-
den. Außerdem gebe es das 
Phänomen des sogenannten 
"Vorglühens": Um Geld zu spa-
ren fangen viele junge Men-
schen schon vor dem Ausge-
hen zu Hause an Alkohol zu 
trinken. Auf dem Weg zur 
Reeperbahn hole man sich 
dann oft noch etwas "Weg-
zehrung" an Tankstellen. So 
kämen viele am Wochenende 
schon betrunken in die Clubs 
und Auseinandersetzungen 
seien programmiert. 
Auch Fallak forderte einen neu-
en Paragraphen 115 für das 
Strafgesetzbuch (StGB). Dieser 
solle mit hohen Mindeststrafen 
von drei oder sechs Monaten 
vorgesehen werden. Auch dürfe 

es bei Gewalttaten gegen Poli-
zisten keine mildernden Um-
stände mehr dafür geben, dass 
sich die Ausrüstung der Polizei 
verbessert und zum Beispiel 
Wurfgeschosse besser abge-
wehrt werden könnten. "Wo 
kämen wir denn da hin, wenn 
jemand auf einen Polizisten 
schießt und Rabatt dafür be-
kommt, dass dieser eine 
Schutzweste getragen hat." 
"Ein komplettes Alkoholverbot 
ist nicht durchsetzbar“, sagte 
Polizeihauptkommissar Gerhard 
Kirsch, der auch stellv. GdP-
Landesvorsitzender ist, auch 
wenn er sich das nach 30 Jah-
ren Dienstzeit in St. Pauli 
manchmal wünsche. Kirsch 
fordert aber ein Verkaufsverbot 
von Alkohol für Tankstellen und 
Kioske nach 22.00 Uhr.  
Außerdem müsse das Glasfla-
schenverbot konsequenter um-
gesetzt und die  Abgabe von 
Alkohol an Minderjährige bes-
ser unterbunden werden – hier 
könne man sich am erfolgrei-
chen niedersächsischen Modell 
orientieren. Darüber hinaus 
fordere er, bei Gewalttaten 
(gegen Polizisten) Strafen bes-
ser durchzusetzen. Es gebe 
Leute, die würden an Tankstel-
len Benzin in Flaschen abfüllen, 
um sie danach als Molotow-
Cocktail auf die Polizei zu wer-
fen.  
Solche Leute dürften nicht mit 

einer Bewährungsstrafe davon 
kommen – auch nicht, wenn sie 
glücklicherweise vorher ab-
gehalten werden konnten. "Das 
kann nicht sein, das ist ein fal-
sche Signal!", so Kirsch.   
Es sei schon besonders, wenn 
er als Innenpolitischer Sprecher 
der SPD in Hamburg den christ-
demokratischen Innenminister 
Niedersachsens lobe, sagte Dr. 
Andreas Dressel. In diesem Fall 
müsse er das Konzept der Alko-
holtestkäufe des Nachbarlan-
des aber ausdrücklich befürwor-
ten. Niedersachsen habe die 
Überwachung von 2008 bis 
2009 verzehnfacht und damit 
innerhalb eines Jahres eine 
Reduzierung der Verstöße im 
Bereich Jugendschutz von 55 
Prozent 41 Prozent erzielen 
können.  
Ein weiteres gutes Beispiel ge-
be es in Baden-Württemberg, 
wo man in parteienübergreifen-
dem Konsens ein nächtliches 
Verkaufsverbot für Alkohol an 
Tankstellen, Kiosken und Su-
permärkten erlassen habe, um 
dem "Trinken auf der Straße" 
entgegen zu wirken. 
Nicht nur die Einsatzkräfte der 
Polizei hätten unter der Gewalt 
und den massiven Auswirkun-
gen des Alkohols zu leiden, 
sondern auch Rettungs- und 
Feuerwehrkräfte. "An manchen 
Tagen wie Sylvester sind die 
nur noch unter Polizeischutz 

einsatzbereit, um Verletzte zu 
versorgen und Müllcontainer zu 
löschen", so Dressler. Um in 
der Sache weiter zu kommen, 
bringe es allerdings nichts, sich 
nur gegenseitig zuzustimmen. 
Man müsse die Justizminister-
seite überzeugen – auf Landes- 
und Bundesebene. Für Ham-
burg bedeute das vor allem, die 
Grünen zu überzeugen, auf 
Bundesebene müsse FDP-
Justizministerin Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger ins 
Boot geholt werden. 
Aus dem Publikum wurde dar-
auf hingewiesen, dass es für 
junge Beamte in Hamburg kei-
ne freie Heilfürsorge mehr ge-
be. Das könne für junge Polizis-
ten kritisch werden: bei länge-
ren Krankenhausaufenthalten 
infolge einer Verletzung im 
Dienst müssten schnell vier- 
oder fünfstellige Summen aus-
gelegt werden.  
Das sei angesichts der noch 
kurzen Dienstzeit und des ge-
ringen Vermögens der meisten 
kaum möglich. Dressler erklär-
te, er habe sich für die Wieder-
einführung bereits mehrfach 
eingesetzt und werde dies auch 
weiterhin tun. Es sei allerdings 
schwierig daran etwas zu än-
dern, da der Haushalt an dieser 
Stelle bereits gekürzt wurde 
und solche Kürzungen, wenn 
einmal da, so schnell nicht zu-
rückgenommen würden.      
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Schon betrunken in die Disko: Phänomen "Vorglühen" - eine Diskussion 
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(BS) "Gewalt ist nicht akzepta-
bel", erklärte Kai Voet van Vor-
mizeele, Innenpolitischer Spre-
cher der Hamburger CDU-
Fraktion. Wenn man anfange zu 
erklären oder gar Rechtferti-
gungsgründe suche, warum 
Menschen Gewalt anwenden, 
"ist man auf dem falschen 
Dampfer".  
Früher seien vor allem Leute 
aus der unteren Bildungsschicht 
durch Gewaltdelikte aufgefallen, 
die alten Muster passten aber 
nicht mehr. Heute würden sich 
auch Jugendliche aus höheren 
Bildungsschichten daran beteili-
gen. Es gebe meist keinen poli-
tischen Hintergrund, sondern es 
ginge um sogenannte "event-
orientierte" Gewalt, so van Vor-
mizeele. Man organisiere sich 
spontan per SMS und treffe 
sich dann, um Gewalt zu ver-
üben. Diese Einstellung habe 
mit einem grundlegenden Wer-
teverlust in Teilen der Gesell-
schaft zu tun.  
Es fehle vor allem an Respekt, 
hat auch Helmut Spahn festge-
stellt, Sicherheitsbeauftragter 
und Abteilungsleiter Prävention 
und Sicherheit beim Deutschen 
Fußball Bund (DFB). Bei vielen 
Gewalttätern gebe es gar keine 
Erkenntnis, dass eine Straftat 
begangen worden sei. Von 
Reue ganz zu schweigen. Fan-
gruppen müssten zuerst die 
rechtsstaatlichen Prinzipien 
anerkennen – ohne ein entspre-
chendes Bekenntnis mache es 
keinen Sinn, in einen weiteren 
Dialog zu treten. Hier müssten 
sich Vereine klarer positionie-
ren, fordert der DFB. Gewaltbe-
reite "Ultra-Fangruppen" brau-
che man in den Stadien nicht. 
Es sei aber schwierig diese 
"chirurgisch herauszuschnei-
den", weil es sich um einen 
verschwindend geringen Teil 
der Fans handle. Deutschland-
weit gelten nur etwa 2.000 Fuß-
ballfans als ausschließlich ge-
waltgetrieben. Dazu kämen 
etwa 6.000 bis 8.000 Mitläufer. 
Versuche man diese auszu-

schließen, sei allerdings mit 
gewissen solidarischen Reakti-
onen der Fangemeinde zu rech-
nen. Außerdem müsse die Ver-
einsführung bei konsequentem 
Vorgehen gegen gewaltbereite 
Fangruppen Gegenmaßnah-
men aushalten – in Rostock 
haben Ultra-Fans Präsidium 
und VIP-Lounge gestürmt. In 
der Vergangenheit habe es 
aber auch sehr positive Beispie-
le gegeben, erklärte Spahn: 
friedliche  Fangruppen hätten 
sich gegen Ultras gestellt.  
Wer schon mal ein jahrelanges 
Stadionverbot wegen schwerer 
Körperverletzung hatte, "der 
sollte nie wieder ein Stadion 
betreten dürfen", sagte Uwe 
Koßel, Vorsitzender der GdP 
Hamburg. Auch müsse man 
sich fragen, was die Vereine 
eigentlich für Ordner einstellten 
und wie es immer wieder zum 
Abbrennen von Feuerwerken 
kommen könne. Menschen, die 
bereits durch Gewalt aufgefal-
len oder sogar wegen Delikten 
verurteilt worden seien, dürften 
nicht als Ordner oder Sicher-
heitspersonal in Stadien fungie-
ren. Hier gelte es striktere Re-
gelungen zu finden, die die Vor-
lage von guten Führungs- und 
Leumundszeugnissen zur 
Pflicht machten.  
DFB-Sicherheitsbeauftragter 
Spahn entgegnete, dass es 
bereits solche Vorgaben für die 
Vereine des DFB gebe – zumin-
dest im Profifußball. Selbst UE-
FA und FIFA würden die deut-
schen Regelungen überneh-
men.  
Es gibt "die schwere Kindheit" 
Gewaltexzesse seien als Mas-
sen- und Gruppenphänomen 
einzustufen, sagte Bettina Ziet-
low vom Kriminologischen For-
schungsinstitut Niedersachsen 
(KFN). Die Autorin der Studie 
"Gewalt gegen Polizeibeamte" 
erklärte, dass Gewalt durch 
ganz unterschiedliche Akteure 
getragen würde und sich 
verselbständigen könne. Die 
Täter hätten vermutlich äußerst 

un te rsch ied l i che 
Motive, nutzten 
Fußballspiele oder 
Demonstrat ionen 
als Ventil "und woll-
ten sich so Gehör 
verschaffen". Um 
eine zielführende 
Abschreckungswir-
kung durch Strafen 
zu erzielen, gelte es 
weniger das Straf-
maß zu erhöhen, 
als vielmehr die 
Strafe möglichst 
zeitnah folgen zu 
lassen. Weil die 
Erfahrungen in der 
Kindheit großen 
Einfluss auf den 
späteren Werde-
gang hätten, müsse 
man anfangen El-
tern wieder zu befä-
higen, scheinbar 
triviale Dinge wie 
warme Mahlzeiten 
für ihre Kinder zu 
leisten, so Zietlow.  
"Eigentlich fängt 
das schon bei der 
Geburt an!" Auch 
van Vormizeele 
verwies auf die 
Bedeutung von 
Kitas, Schulen und 
Familie.  
"Wer ein Kind in 
die Welt gesetzt 
hat, ist dafür verantwortlich, 
dass es eine Perspektive hat!" 
Man habe lange gedacht, dass 
bestimmte Werte es nicht mehr 
wert seien, vermittelt zu werden 
– anscheinend auch in der obe-
ren Bildungsschicht.  
Die Politik gebe dabei auch oft 
nicht das beste Bild ab: um sich 
in den Medien Geltung zu ver-
schaffen und Inhalte medien-
wirksam zu platzieren, greife 
auch die Politik oft auf rüde 
Umgangsformen zurück oder 
inszeniere diese zumindest. 
Das müsse sich im Sinne einer 
Vorbildfunktion ändern.Um dem 
Problem zu begegnen müsse 
man bei der Betreuung von 

Kindern und Ausrüstung in Ki-
tas und Schulen ansetzen, 
Ganztagesschulen einrichten 
und gleichzeitig die Institution 
Familie wieder stärken. Mehr 
Staat sei aber nicht unbedingt 
immer besser, sagte van Vormi-
zeele. Die Hansestadt Hamburg 
gebe schon 2,5 Milliarden Euro 
oder 25 Prozent des jährlichen 
Haushaltsbudgets für den Sozi-
albereich aus.  
"Geld alleine macht es nicht!" 
Stattdessen müssten Werte 
sowie Verantwortungsbewusst-
sein entwickelt werden und in 
den Medien wirkliche, von der 
Gesellschaft gewollte Vorbilder 
besser zur Geltung kommen.  

Geld allein macht es nicht 

Kai Voet van Vormizeele, Innenpolitischer 
Sprecher der CDU-Bürgerschaftsfraktion, 
sieht in mehr Geld für Sozialaufgaben kein 
Allheilmittel gegen Gewalt.25% des Haus-
halts Hamburgs gehe bereits jetzt in Sozial-
ausgaben, mehr finanzielle Aufwendungen 
helfe nicht weiter.                    

Helmut Spahn, Sicherheitsbeauftragter des 
DFB, stellte die Konzeption seines Verban-
des vor. 
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(BS) "Mein Name ist Gerhard 
Kirsch, ich bin 46 Jahre alt und 
seit fast 30 Jahren Polizeibeam-
ter. Ich gehöre zu denjenigen, 
die auch heute noch stolz dar-
auf sind, Polizeibeamter dieser 
Stadt zu sein und die Uniform 
für unsere Bürgerinnen und 
Bürger tragen zu können. Ich 
war rund zehn Jahre Dienst-
gruppenleiter in Hamburg St. 
Pauli, an der Davidwache, von 
1998 bis 2008. Ich war Zeitzeu-
ge, Beichtvater, Sozialarbeiter, 
Schiedsrichter, Kerkermeister 
und habe unzählige Schichten 
absolviert", leitete der stellver-
tretende Landesvorsitzende der 
GdP seinen Vortrag ein.  
Kirsch: "Einmal St. Pauli immer 
St. Pauli". Anschließend nahm 
er die Teilnehmer auf eine 
"Reise" nach St. Pauli mit und 
schilderte seine Erfahrungen. 
Bei Demonstrationen oder Fuß-
ballspielen rechne man auf Sei-
ten der Polizei mit Gewalttaten, 
sei also besser vorbereitet, dies 
gelte allerdings nicht für Strei-
fenbeamte, insbesondere auf 
St. Pauli. Dort könne jeden Au-
genblick und anlasslos Gewalt 
gegen Beamte passieren. St. 
Pauli habe sich Ende der 80er 
Jahre von seinem Schmuddel-
image hin zu mehr Kultur entwi-
ckelt. Theater und Operetten-
häuser seien hierfür Beispiele. 
Doch besonders der erhebliche 
Zustrom zumeist osteuropäi-
scher Bevölkerungsteile, gleich-
zeitig die Zunahme der Trinker- 
und Obdachlosenszene habe 
zu weiteren Problemen geführt.  
Die Große Freiheit sei zu einer 
Partymeile verändert worden 
und der Zustrom Jugendlicher 
und heranwachsender Men-
schen nehme stetig zu. So ge-
nannte Flatrate-Partys führen 
zu exzessiven Gewalttaten. Ab 
00.00 oder 01.00 Uhr strömten 
meist Jugendliche und auch 
Minderjährige bereits nach ei-
ner so genannten "Vor-
glühphase" dort hin. Die gefähr-
lichste Zeit sei zwischen 05.00 
und 07.00 Uhr.  
Es sei keine Seltenheit, dass 
bis 11.00 Uhr morgens oder 
noch länger durchgefeiert wer-
de und das vor allem Jugendli-
che und Heranwachsende mit 
Migrationshintergrund durch 
Respektlosigkeit, Verrohung 
und Verwahrlosung auffielen. 
Statt wie früher "Guten Abend" 
höre man heute zur Begrüßung 

"Ey Bulle" oder "Alter" Die Be-
amten im Streifendienst würden 
mit den Worten begrüßt: "Was 
willst Du?" Nach einer Vorwar-
nung über Zitate aus der Fäka-
liensprache schilderte Kirsch 
dann die Realität der Provokati-
on: "Fick Dich selbst"; "Fick 
Deine Mutter" und "Hurensohn". 
Dies komme besonders dann 
vor, wenn sich Schreier in Mit-
ten einer Gruppe Gleichgesinn-
ter befänden.  
"An der Tagesordnung sind 
zudem massive Beschimpfun-
gen und Beleidigungen wie 
"Bullenschwein", "Wichser" und 
"Schwanzlutscher".  
Die sprachliche Verwahrlosung 
kenne keine Grenzen und gehe, 
so Kirsch, auch mit einer geisti-
gen Verwahrlosung einher. Ihn 
habe auf seiner Zeit in St. Pauli 
immer besonders betroffen, als 
"Nazi" und "Ausländerhasser" 
beschimpft zu werden. Er ver-
mutet, dass nur rudimentäre 
geschichtliche Kenntnisse bei 
den Jugendlichen vorhanden 
seien und diese nicht wissen 
würden, wie schlimm solche 
Beleidigungen gerade für Poli-
zeibeamte seien. Schlimmer 
jedoch sei die gefühlsmäßige 
und seelische Kälte, die man 
auf dem Kiez häufig antreffe.  
"Nie werde ich ein Körperverlet-
zungsdelikt vergessen – wir 
kamen gerade an – als ein Tä-
ter gegen den Kopf eines am 
Boden liegenden Mannes ein-
trat. Ein Nichtbeteiligter Jugend-
licher Zuschauer schrie unter 
dem Gejohle seiner Begleiter: 
"Scheiße, Dicker, die Bullen – 
jetzt kann er den nicht mehr tot 

machen!" In keiner Zeitung ha-
be gestanden, dass am vergan-
genen Wochenende gegen 
07.30 Uhr Polizeikräfte von 
betrunkenen jungen Männern 
angerempelt und angegriffen 
worden seien. Es sei beim Ein-
satz um eine einfache Sachbe-
schädigung gegangen. Doch 
besonders der Alkohol sei dar-
an schuld, dass eine sofortige 
Eskalierung der Situation auf 
dem Gehweg stattgefunden 
habe.  
"Das Anspucken war für mich 
das widerlichste und men-
schenverachtendste, was ei-
nem passieren konnte", schil-
dert Kirsch seine Erfahrungen 
auf der Reeperbahn. Man müs-
se sich unheimlich beherrschen 
und selbst in der Gewalt haben. 
Mitunter sei es auch so, dass 
Polizeibeamte von aufgebrach-
ten Geschädigten angegriffen 
würden. Auf der anderen Seite 
empfinde man auch häufig Mit-
leid mit den Tätern, denn wenn 
diese bereits in jungen Jahren 
gewalttätig würden, nach Ver-
haftung ohne Bühne und ohne 
ihre Begleiter dann aber wie 
kleine Kinder weinend zusam-
menbrächen.  
Während 1998 noch mit einer 
Fußstreife und zwei Streifenwa-
gen die Davidwache ausgestat-
tet gewesen sei, habe sich im 
Laufe der folgenden fünf Jahre 
die Situation dramatisch verän-
dert. Selbst mit Unterstützung 
der benachbarten Reviere sei 
es nicht mehr gelungen, das 
Einsatzaufkommen zu bewälti-
gen. Ordnungsaufgaben hätten 
nicht mehr stattfinden können, 

Urinieren in der Öffentlichkeit, 
Flaschenwürfe auf die Straße 
hätten nicht mehr verfolgt wer-
den können. Die Polizeiführung 
habe darauf reagiert und einen 
Zug der Landesbereitschaftspo-
lizei donnerstags, freitags und 
an Samstagnächten eingesetzt. 
Trotz dieser Verstärkung hätten 
viele Polizeibeamte und –
Beamtinnen immer nur mit ei-
nem schlechten Gefühl, manch-
mal sogar mit Angst in der Ma-
gengrube – die Einsätze unter-
nommen. 
Das Problemklientel versuche 
nämlich  die eingesetzten Be-
amten mit der Drohung: "Ich 
zeige Dich an!" einzuschüch-
tern. Hier wünschte sich Kirsch 
ein schärferes Vorgehen gegen 
diejenigen, die Polizeibeamte 
mit niederträchtigsten und aus 
der Luft gegriffenen Behauptun-
gen und damit vorsätzlichen 
Falschanzeigen überzögen. 
Dies Problem sei noch nicht 
gelöst und müsse dringend 
angegangen werden. Die Situa-
tion habe sich im Laufe der 
Jahre weiter eskaliert und die 
Polizeiführung habe reagiert 
und die Anzahl der eingesetz-
ten Beamte verdoppelt. Auch 
sei 2006 eine Videoüberwa-
chung eingeführt worden, 2008 
ein Waffen- und Messerverbot 
und 2009 ein Glasflaschenver-
bot.  
Damit seien die polizeilichen 
Maßnahmen allerdings nach 
dem Dafürhalten von Kirsch 
ausgeschöpft. Da die meisten 
Straftaten gegen Polizeibeamte 
von stark alkoholisierten Ju-
gendlichen begangen würden, 
führe nach seiner Ansicht nur 
ein Alkoholverkaufsverbot ab 22 
Uhr an Kiosken und Tankstellen 
zu weniger Gewalt.  
Wenn auch diese Maßnahmen 
nicht fruchten würden, sollte 
eine Wiedereinführung der 
Sperrzeit für alle Gastronomie-
betriebe ab 05.00 Uhr kein Ta-
buthema mehr sein. Ruhe auf 
dem Kiez herrsche nur am Kar-
freitag wegen der Feiertags-
schutzverordnung, dann näm-
lich könnten von 02.00 Uhr bis 
02.00 Uhr am darauf folgenden 
Tag keine Musikdarbietungen 
mehr abgehalten werden und 
es dürfe auch kein Alkohol 
mehr ausgeschenkt werden.  
Das ist dann die angenehmste 
und friedlichste Nacht in St. 
Pauli. 

9 Polizeitage 2010 

Weitere Einschränkungen notwendig 

Gerhard Kirsch, Stellvertretender Landesvorsitzender GdP Ham-
burg und jahrelang polizeilicher Einsatzleiter auf der Reeperbahn, 
schilderte in dramatischer Weise die Gewaltexzesse, die sich an 
jedem Wochenende auf der Partymeile wiederholen.  



newsletter Netzwerk Sicherheit   

www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 

www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 

www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 

www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 
www.3m-behoerden.de 

10Polizeitage 2010 

(BS) Hundert Milliarden Netto-
Neuverschuldung oder mehr als 
ein Viertel des Haushalts müs-
se künftig eingespart werden – 
das bedeute ein jährliches Ein-
sparvolumen von 13 bis 14 Mrd. 
Euro.  
"Einer muss diese Zeche zah-
len!", sagte Konrad Freiberg, 
Bundesvorsitzender der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP)  
beim ersten Polizeitag von GdP 
und Behörden Spiegel in Ham-
burg.  
Der Öffentliche Dienst werde 
unter den Sparmaßnahmen 
leiden und bei der Polizei stün-
den Stelleneinsparungen an: in 
Brandenburg z.B. habe man 
schon von knapp 9.000 auf 
7.000 Polizisten reduziert, in 
Schleswig-Holstein und Sach-
sen wolle man zehn Prozent 
des Personals abbauen. Dar-
über hinaus seien Nullrunden in 
der Besoldung zu erwarten.  
Diese Entwicklung sei kritisch 
zu sehen, insbesondere im 
Kontext wachsender Gewalt 
gegen Polizisten. Das Angriffs-
ziel vieler Auseinandersetzun-
gen bei Demonstrationen oder 

Fußballspielen seien heute 
nicht mehr nur die "gegner-
ischen" Gruppen, sondern Poli-
zisten als Vertreter des Staates. 
Es sei versucht worden, Polizis-
ten gezielt zu überfallen, zu 
töten oder als Geiseln zu neh-
men.  
Es gehöre nicht nur  dazu Poli-
zisten mit immer neuem 
Schutzmaterial gegen Angriffe 
auszurüsten, sondern bedürfe 
einer grundlegenden Wertede-
batte. Heute habe beispielswei-
se der in Paragraph 113 des 
Strafgesetzbuches (siehe Inter-
view in dieser Ausgabe) festge-
setzte Straftatbestand "Wider-
stand gegen Vollstreckungsbe-
amte“ kaum mehr negative As-
soziationen. Im Gegenteil: Wi-
derstand empfänden viele als 
gut.   
Sorgen mache er sich um die 
offensichtliche Staatsferne eini-
ger gesellschaftlicher Gruppen, 
die nicht an Diskussionen in 
Politik und Gesellschaft teilnäh-
men, aber mit Gewalt gegen 
Staatsbeamte reagierten. Zu-
rückzuführen sei das unter an-
derem auf ein nachlassendes 

Gemeinschaftsgefühl: "Die 
Schere zwischen arm und reich, 
gebildet und nicht-gebildet so-
wie alt und jung geht auseinan-
der".  
Bei den heute über sechs Mio. 
prekären Arbeitsverhältnissen 
ließe sich auf eine künftige Al-
tersarmut schließen. Obwohl 

allen die täglichen Ausschrei-
tungen gegen Polizisten be-
kannt seien, gebe es immer erst 
einen Aufschrei, wenn Polizis-
ten etwas Schlimmes zugesto-
ßen sei. Und auch danach lie-
ßen die Medien das Thema oft 
nach dem ersten Tag wieder 
fallen.  

Es muss immer erst was passieren ...   

Man könne und müsse die Polizei zwar immer besser ausrüsten; 
wirklich notwendig sei aber eine gesellschaftliche Wertediskussi-
on, erklärte der Bundesvorsitzende der GdP, Konrad Freiberg in 
Hamburg. 
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